
Bei Wirtschaft und Finan-
zen muss der künftige US-
Präsident anfangen, die 
Bush-Scherben aufzuräu-
men. Und beim Kitten des 
diplomatischen Geschirrs 
darf er nicht aufhören.
Von Günter Bischof

Nach dem unseligen 
Machtritt des Präsi-
denten-Duos Bush/

Cheney wird es dem zukünftigen 
Nachfolger oder der Nachfolgerin 
im Weißen Haus nicht leicht fal-
len, sich vom Macht- und Image-
verlust des Landes und nun auch 
noch vom Chaos in der Finanzwelt 
und der Wirtschaftsmisere zu 
erholen. Die jüngste Hiobsbot-
schaft des Verlusts von 17.000 
Arbeitsplätzen im Januar deutet 
darauf hin, dass die USA in eine 
Rezessionsphase eingetreten sind. 
Bushs jüngste „State of the Uni-
on“-Botschaft bestreitet das zwar, 
doch dieser Rückgang an Arbeits-
plätzen spielt sich vor allem in der 
Bau- und Finanzwirtschaft ab, wo 
nach dem Debakel mit den Hypo-
thekenspekulationen beim Kauf 
von Häusern, die tiefsten Einbrü-
che zu verzeichnen sind. 

4.000.000.000.000 Schulden
Der Haushalt der US-Bundesre-
gierung liegt im Argen: Nachdem 
Präsident Clinton den Großteil 
der massiven Defizite aus der Rea
gan/Bush senior Ära abgebaut hat-
te, ist es Bush junior gelungen, in 
sieben Jahren einen Schuldenberg 
von unvorstellbaren rund vier Bil-
lionen Dollar anzuhäufen. Auch 
die Bundesstaaten sind steigenden 
Finanznöten ausgesetzt. Das Steu-
eraufkommen entspricht auf-
grund der wirtschaftlichen Flaute 
nicht den Erwartungen. Und dem 
Durchschnittsamerikaner fällt 
es von Tag zu Tag schwerer, die 
Schuldenlast seiner neun Kredit-
karten zurückzuzahlen.

Die Kosten der Kriege in Irak 
und Afghanistan sind inzwischen 
auf 800 Milliarden Dollar gestie-
gen. Für das Pentagon sind im kom-

menden Fiskaljahr 500 Milliarden 
Dollar Militärausgaben vorgese-
hen – das entspricht einem Drittel 
der Bundesausgaben. Neben dem 
regulären Verteidigungsbudget 
wird Bush den Kongress wiederum 
zwingen – genauso wie in den vor-
hergehenden Jahren –, die Kriege 
im Nahen Osten bis Ende Januar 
2009 mit kurzfristigen Sonder-
ausgaben („supplementals“) von 

75 Milliarden zu finanzieren. Sein 
Nachfolger wird gezwungen sein, 
die amerikanische militärische Prä-
senz in diesen Ländern weiterhin 
zu finanzieren oder zum Rückzug 
zu blasen, wie Nixon 1972/73 in 
Vietnam.

Auch das vom Präsidenten 
vorgeschlagene 150-Milliarden 
Dollar Paket, das gerade zur Sti-
mulierung der amerikanischen 
Wirtschaft im Kongress disku-

tiert wird, müssten wiederum die 
Chinesen über Anleihen finanzie-
ren. So wie auch sonst schon die 
US-Haushaltsdefizite mit Bun-
desanleihen hauptsächlich aus 
Profiten der chinesischen Wirt-
schaft gedeckt werden, die Peking 
auf den amerikanischen Finanz-
märkten anlegt. Den 1200 Dollar 
„Rabatt“, den meine Familie aus 
Washington zur Ankurbelung der 
Wirtschaft erhalten soll, würden 
meine Kinder jedenfalls eines Ta-
ges zurückzahlen müssen.

US-Image am Boden
Der nächste Präsident wird sich 
zuallererst mit der kriselnden 
amerikanischen Wirtschafts- und 
Finanzpolitik herumschlagen 
müssen, die im Zeitalter globaler 
Abhängigkeiten eng mit der Au-
ßen- und Sicherheitspolitik zu-
sammenhängt. Nicht umsonst 
konstatiert man in den Washing-
toner Denkfabriken das Ende der 
amerikanischen Hegemonie in 
der Welt, und man sinniert über 
eine „post-amerikanische“ Zu-
kunft, in der China und EU-Euro-
pa die USA in einem neuen Mäch-
tedreieck ausbalancieren werden. 
Der Euro ist schon auf dem Wege, 
den schwächlichen Dollar als Leit-
währung zu ersetzen. Und wohl 
nirgendwo hat Bushs unilaterale 
Machtpolitik und Arroganz mehr 
Schaden angerichtet als mit sei-
nem Verlust amerikanischer „soft 
power“ in der Welt. 

Am Anfang des lange dau-
ernden US-Wahlkampfes stand 
der Irak-Krieg im Mittelpunkt 
der Debatten. Die Kandidaten der 
Demokratischen Partei plädierten 
alle für einen mehr oder weniger 
raschen Abzug der US-Truppen. 
Lediglich Senator Barack Obama 
kann dabei jedoch mit Überzeu-
gung sagen, dass er von allem An-
fang an gegen diesen Krieg war. 
Abgesehen vom Außenseiter Ron 
Paul überschlagen sich die Kandi-
daten der Republikanischen Par-
tei wiederum förmlich in der Un-
terstützung des Präsidenten und 
seiner sturen Irak-Strategie. 

Seitdem die Aufstockung der 
Truppenkontingente („surge“) und 
die neue Strategie unter General 
David Petraeus im vergangenen 

Jahr einen Rückgang an mörde-
rischen Selbstmordattentaten im 
Irak brachte, sehen sich die Repu-
blikaner in ihrer Ansicht bestätigt 
und die Demokraten kommen mit 
ihrer Abzugsstrategie mehr unter 
Druck. Die massiven mensch-
lichen und materiellen Kosten des 
Krieges und dessen zynische Defi-
zitfinanzierung bleiben aber wei-
terhin ein zentrales Wahlkampf-

thema, mit klaren Vorteilen für 
den Kriegsgegner Obama. Sena-
tor John McCain, der im Rennen 
der Republikaner im Moment 
klar vorne liegt, tönt hingegen, 
dass er 100 Jahre im Irak bleiben 
wolle, wenn das für den zukünf-
tigen „Sieg“ notwendig wäre. Von 
ihm ist kein Rückzug aus diesem 
Bush-Desaster zu erwarten. Da 
sowohl das Kriegsdebakel als auch 
die „Bush Rezession“ auf dem 

Misthaufen des Texaners gewach-
sen sind, können sich die Demo-
kraten hier besser positionieren, 
will doch kein Republikaner den 
Präsidenten direkt angreifen. 
Doch Bush war es, der den Finanz-
märkten freien Lauf ließ und die 
Steuern für die reichen und reichs-
ten Amerikaner senkte. Hier wird 
der nächste Präsident zuerst um-
denken müssen.

Der riesige US-Imageverlust 
ist ein weiteres wichtiges Thema 
für den Bush-Nachfolger. Derzeit 
wird das schlechte US-Bild in der 
Weltöffentlichkeit allein von den 
demokratischen Kandidaten the-
matisiert. Den Hegemonieverlust 
der USA und die offensichtliche 
amerikanische Führungsschwäche 
in der Welt wagt allerdings kein 
Kandidat offen anzusprechen. 

Steigt Bloomberg noch ein?
Von der Priorität der Wahlkampf-
themen her müsste also ein de-
mokratischer Präsidentschafts-
kandidat die Nase vorne haben. 
Bei einem Rennen Obama gegen 
den 72-jährigen McCain, würde 
wohl der charismatische, junge 
und charmante Obama im Vorteil 
sein. Obamas Stärken sind seine 
inspirierende Rhetorik und sein 
Zuspruch bei jungen Wählern. Ob 
ein Rennen McCain gegen Clinton 
wiederum Michael Bloomberg, 
den Dollar-Milliardär und poli-
tisch moderaten Bürgermeister 
von New York, reizen könnte, sich 
doch noch als unabhängiger Kan-
didat in den Wahlkampf zu stür-
zen, ist das größte Fragezeichen in 
der Wahlbeobachtung auch über 
den „Super Tuesday“ hinaus. 

Ohne Fragezeichen ist hinge-
gen die Ausgangsituation, mit der 
der 44. Präsident der Vereinigten 
Staaten konfrontiert sein wird: 
Vom 20. Jänner 2009 an wird er 
oder sie sich an die Aufarbeitung 
des katastrophalen Bush-Erbes 
machen müssen.

Der Autor, gebürtiger Vorarl-
berger, schreibt seit 1979 für die 
Furche. Er ist Institutsvorstand 
und „Marshall Plan Professor of 
History“ sowie Direktor des Center 
Austria an der Universität von 
New Orleans.

Gesucht:  
Finanz- 

Wunderwuzzi
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„Des Menschen Sinn für Gerechtig-
keit macht Demokratie möglich. Seine  
Neigung zur Ungerechtigkeit macht 
Demokratie notwendig.“ Reinhold 
Niebuhr, US-Theologe (1892–1971)

George W. Bush ist schon fast 
Geschichte. Und das ist auch 

gut so. Eine Mehrheit der Amerika-
ner kann es kaum erwarten, dass er 
aus dem Oval Office auszieht. Und 
obschon er seine Koffer packen und 
sich auf seine Ranch nach Crawford 
Texas zurückziehen wird, die Poli-
tik seiner Administration wird in 
den USA und weltweit noch lange 
nachwirken. Und das auf keinen 
Fall in einem positiven Sinn, denn 

nach acht Jahren Präsidentschaft 
von George W. Bush wird Amerika 
viel Schlechtes hinterlassen: 

Bushs schweres Erbe
•	 Einen Krieg im Irak, dessen 
Nachwirkungen noch lange zu 
spüren sind – auch wenn sich die 
US-Truppen aus dem Irak zurück-
ziehen. 
•	 Eine Wirtschaft, die sich am 
besten Weg in Richtung einer 
langfristigen Rezession befindet.
•	 Ein Gesundheitswesen, das 
krank ist. In dem 47 Millionen 
Amerikaner überhaupt keine 
Krankenversicherung haben und 

weitere Millionen US-Bürge-
rinnen und -Bürger – darunter 
auch sehr viele Kinder – nur un-
zureichend versichert sind. Das 
kostet unseren Staat nicht nur viel 
Geld, sondern fordert absolut in-
akzeptabel und verheerenderweise 
auch immer wieder zahllose Men-
schenleben. 
•	 Die junge Generation der Ame-
rikaner steckt nach der Präsident-
schaft Bush bis über beide Ohren 
in Schulden. Um ihre Ausbildung 
finanzieren zu können, haben die 
meisten jungen Menschen in un-
serem Land Kredite aufnehmen 
müssen, die sie nun ihr Leben lang 
zurückzahlen werden. 

„Jeder lechzt 
nach Wechsel!“

Wahlkampf-Rhetorik im  
Original-Ton: Mike Waltner 
zum Sündenregister des 
scheidenden und den  
Herausforderungen für den 
kommenden Präsidenten. M. Waltner: „Ich möchte Teil einer …
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Schwarz oder Frau? Was ist der … … kleinere Nachteil im Wahlkampf?
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